
Nachschlagewerk: j a 
BGHZ: ja

AktG 1965 § 23 Abs. 5; EuGVÜ Art. 17 Abs. 1

a} Einer Satzungsbestimmung kommt körperschaftsrechtlicher 
Charakter zu, wenn sie für einen unbestimmten Personen­
kreis Bedeutung hat, zu dem gegenwärtige und künftige Ak­
tionäre und Gesellschaftsgläubiger gehören.

b) Satzungsbestimmungen mit körperschaftsrechtlichem Charak­
ter müssen nach objektiven Gesichtspunkten einheitlich 
aus sich heraus ausgelegt werden. Umstände, die in der 
Satzung keinen - wenn auch nur unvollkommenen - Nieder­
schlag gefunden haben, können zur Auslegung grundsätzlich 
nicht herangezogen werden.

c) Eine Satzungsklausel, nach der sich die Aktionäre durch 
Zeichnung oder Erwerb von Aktien oder Zwischenscheinen 
für alle Streitigkeiten mit der Gesellschaft oder deren 
Organen dem ordentlichen Gerichtsstand der Gesellschaft 
unterwerfen, regelt ausschließlich künftige, aus dem 
Rechtsverhältnis zwischen der Aktiengesellschaft und 
ihren Aktionären als solchen entspringende Rechtsstrei-

. tigkeiten. Sie ist damit hinreichend bestimmt im Sinne 
des Art. 17 Abs. 1 Satz 1 EuGVÜ.

BGH, Urt. v. 11. Oktober 1993 - II ZR 155/92 - OLG Koblenz
LG Mainz
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 11. Oktober 1993 durch den Vor­
sitzenden Richter Prof. Boujong und die Richter Röhricht, 
Dr. Henze, Dr. Goette und Dr. Greger

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Koblenz 
vom 31. Juli 1992 aufgehoben.

Die Berufung der Beklagten gegen das Zwischenur­
teil der 12. Zivilkammer - 2. Kammer für Handels­
sachen - des Landgerichts Mainz vom 3. Dezember 
1987 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat die Kosten der Rechtsmittelin­
stanzen zu tragen. ■
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Tatbestand:

Der Kläger, Konkursverwalter über das Vermögen der IflHP 
mit Sitz in Mainz (künftig: IBH) , verlangt mit 

der am 22. Januar 1987 zugestellten Klage von der Beklagten, 
einer in Großbritannien ansässigen Gesellschaft, die Zahlung 
von ca. 48,74 Mio. DM. Dieser Betrag setzt sich zusammen aus 
36,4 Mio, DM, die der Kläger unter dem Gesichtspunkt der 
verdeckten Sacheinlage als Einlageforderungen aus von der 
IBH in den Jahren 1979, 1981 und 1982 vorgenommenen Kapital­
erhöhungen, an denen sich die Beklagte beteiligt hat, gel­
tend macht, ferner etwa 1,02 Mio. DM aus - nach Ansicht des 
Klägers zu Unrecht - in den Jahren 1980 und 1981 erfolgten 
Dividendenzahlungen und ca. 11,32 Mio. DM aus kapitalisier­
ten Zinsen, die der Kläger als Fälligkeitszinsen für die 
Zeit bis zur Eröffnung des Konkursverfahrens am 13. Dezember 
1983 errechnet hat.

Die Parteien streiten darüber, ob für die Entscheidung 
dieses Rechtsstreits die deutschen Gerichte international 
zuständig sind, und zwar für die erste Instanz das für den 
Sitz der IBH zuständige Landgericht Mainz. Dem liegen fol­
gende Einzelheiten zugrunde: Am 28. Juli 1980 wurde die Sat­
zung der IBH durch einstimmigen Beschluß ihrer Hauptversamm­
lung unter anderem um folgende Bestimmung ergänzt, die als 
§ 4 in das Vertragswerk Eingang gefunden hat:

"Durch Zeichnung oder Erwerb von Aktien oder Zwischen­
scheinen unterwirft sich der Aktionär für alle Streitig­
keiten mit der Gesellschaft oder deren Organen dem or­
dentlichen Gerichtsstand der Gesellschaft."
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Das Landgericht Mainz hat sich aufgrund dieser Regelung 
als das für den Sitz der IBH zuständige Gericht durch Zwi­
schenurteil für international und. örtlich zuständig erklärt. 
Das Berufungsgericht hat eine Vorabentscheidung des Ge­
richtshofs der Europäischen Gemeinschaften zur Auslegung des 
§ 17 des Übereinkommens der Europäischen Gemeinschaften über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung ge­
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 
27. September 1968 (BGBl. 1972. II S. 774} (künftig: EuGVÜ) 
eingeholt. Unter Zugrundelegung der Entscheidung des Euro-' 
päischen Gerichtshofs vom 10. März 1992 -  c 214 /89  (veröf­
fentlicht in ZIP 1992, 4 7 2 ), nach der eine in der Satzung 
einer Aktiengesellschaft enthaltene Gerichtsstandsvereinba­
rung dann eine künftige, aus einem "bestimmten Rechtsver­
hältnis" entspringende Rechtsstreitigkeit regelt, wenn sie 
sich auf eine künftige, aus dem Rechtsverhältnis zwischen 
der Gesellschaft und ihren Aktionären als solche entstehende 
RechtsStreitigkeit bezieht, und nach der die Frage, ob einer 
Gerichtsstandsklausel im Einzelfall eine solche Bedeutung 
zukommt, eine von dem angerufenen Gericht zu klärende Ausle­
gungsfrage ist, hat das Berufungsgericht (Urteil veröffent­
licht in ZIP 1992, 1234 = WM 1992, 1736) die Klage mit der 
Begründung als unzulässig abgewiesen, die in § 4 der Satzung 
der IBH enthaltene Klausel genüge nicht dem Bestimmtheitser- 
fordernis des Art, 17 Abs. 1 Satz 1 EuGVÜ. Mit seiner Revi­
sion erstrebt der Kläger die Wiederherstellung des landge­
richtlichen Zwischenurteils.
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Entseheidunasgründe:

Die Revision des Klägers hat. Erfolg. Entgegen der An­
sicht des Berufungsgerichts sind zur Entscheidung des 
Rechtsstreits nach Art. 17 Abs. 1 EuGVÜ die deutschen Ge­
richte - für die erste Instanz demnach das für den Sitz der 
IBH zuständige Gericht - berufen, so daß das Landgericht 
Mainz seine Zuständigkeit zu Recht bejaht hat.

I.

Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, 
daß der Rechtsstreit nach dem Sachverhalt, der dem Vortrag 
der Parteien zugrunde liegt, als Zivil- und Handelssache im 
Sinne des Art. 1 EuGVÜ anzusehen ist. Ein Konkursverfahren 
nach Nr. 2 dieser Vorschrift liegt schon deswegen nicht vor, 
weil der Kläger lediglich nach seiner Ansicht der IBH zuste­
hende Forderungen geltend macht, über die ihm anstelle der 
Gemeinschuldnerin nach Eröffnung des Konkursverfahrens über 
deren Vermögen das Verfügungsrecht zusteht (S 6 KO).

Es ergeben sich auch keine Bedenken dagegen, wie das Be­
rufungsgericht weiter zu Recht ausführt, das Übereinkommen 
auf die Parteien dieses Rechtsstreits anzuwenden. Die Bun­
desrepublik Deutschland gehört zu den ursprünglichen Unter­
zeichnerstaaten, und das Königreich Großbritannien ist dem 
Übereinkommen mit Wirkung vom 1. Januar 1987 beigetreten. Da 
die Klage mit der Zustellung am 22. Januar 1987 erhoben 
(S 253 Abs. 1 ZPO) und dadurch die Rechtshängigkeit der 
Streitsache begründet worden ist (§ 263 Abs. 1 ZPO), unter­
liegt auch die Beklagte dem Übereinkommen.



II.
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Nach Art. 17 Abs. 1 Satz 1. EuGVÜ ist das Gericht eines«■ *

der Vertragsstaaten zuständig, wenn die Parteien eine Ver­
einbarung darüber getroffen haben, daß dieses Gericht u.a. 
über eine künftige, aus einem bestimmten Rechtsverhältnis 
entspringende Rechtsstreitigkeit entscheiden soll. Die Ver­
einbarung muß nach Abs. 1 Satz 2 dieser Bestimmung u.a. 
schriftlich geschlossen werden.

1. Daß die in die Satzung der IBH eingefügte Gerichts­
standsklausel diesen Anforderungen entspricht, hat das Beru­
fungsgericht unter Berufung auf das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs vom 10. März 1992 zu Recht angenommen. Nach 
dieser Entscheidung ist eine in der Satzung einer Aktienge­
sellschaft enthaltene, in Übereinstimmung mit dem anwendba­
ren nationalen Recht und der Satzung zustande gekommene Ge­
richtsstandsklausel, nach der ein bestimmtes Gericht eines 
der Vertragsstaaten über Rechtsstreitigkeiten zwischen der 
Gesellschaft und den Aktionären entscheiden soll, als Ver­
einbarung im Sinne des Art. 17 des Übereinkommens anzusehen. 
Die Formerfordernisse dieser Vorschrift sind unabhängig von 
der Art und Weise des Erwerbs der Aktien im Hinblick auf al­
le Aktionäre erfüllt, wenn die Satzung den Aktionären u.a. 
in einem Öffentlichen Register zugänglich ist. Da die Sat­
zung und ihre Änderungen zum Handelsregister anzumelden 
sind, dort aufbewahrt werden (§§ 37 Abs. 4 Nr. 1, Abs. 6,
181 Abs. 1 AktG) und die Einsicht jedem gestattet ist (§ 9 
Abs. 1 HGB), liegt auch diese Voraussetzung vor.
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2. Über eine künftige, aus einem bestimmten Rechtsver­
hältnis entspringende Rechtsstreitigkeit ist eine Gerichts­
standsvereinbarung dann getroffen, wie der Europäische Ge­
richtshof weiter ausgeführt hat, wenn sie sich auf eine 
RechtsStreitigkeit bezieht, die aus dem Rechtsverhältnis 
zwischen der Gesellschaft und ihren Aktionären als solchen 
hervorgegangen ist*

Ob die umstrittene Gerichtsstandsklausel diese Voraus­
setzungen erfüllt, ist eine Frage der Rechtsanwendung. Sie 
ist von dem nationalen Gericht unter Auslegung der Klausel 
zu entscheiden. Diese Auslegung hat das Berufungsgericht 
nach einem entsprechenden Hinweis des Europäischen Gerichts­
hofes in seiner Entscheidung auch vorgenommen.

3. Das Berufungsgericht hat die getroffene Regelung da­
hin ausgelegt, daß sie nicht nur Rechtsstreitigkeiten be­
trifft, denen das mitgliedschaftliehe Rechtsverhältnis der 
Aktionäre zur Gesellschaft zugrunde liegt, sondern auch sol­
che, die aus sonstigen - insbesondere schuldrechtlichen - 
Rechtsverhältnissen hervorgehen. Ferner geht es davon aus, 
daß auch schuldrechtliche Rechtsbeziehungen der Aktionäre zu 
den Gesellschaftsorganen erfaßt werden. Aus alledem zieht es 
die Schlußfolgerung, daß die Klausel nicht hinreichend be­

stimmt ist. Das wird von der Revision zutreffend als rechts­
fehlerhaft gerügt.

a) Der in die Satzung der IBH aufgenommenen Gerichts­
standsklausel kommt körperschaftsrechtlicher Charakter zu. 
Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats ist eine Sat­
zungsbestimmung dann dem körperschaftsrechtlichen - und
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nicht dem individualrechtlichen - Bereich zuzurechnen, wenn 
sie nicht nur für die derzeitigen, bei Inkrafttreten der Be­
stimmung vorhandenen Gesellschafter oder einzelne von ihnen 
gilt, sondern für einen unbestimmten Personenkreis, zu dem 
sowohl gegenwärtige als auch künftige Gesellschafter 
und/oder Gläubiger der Gesellschaft gehören, von Bedeutung 
ist (BGHZ 14, 25, 36 f.; 18, 205, 207 f.; 48, 141, 144; 116, 
359, 364; BGH, Urt. v, 24. Januar 1974 - II ZR 65/72,
WM 1974, 372, 373; Urt. v. 29. März 1973 - II ZR 139/70,
WM 1973, 510, 511 m.w.N, aus der Rspr.}. Das trifft für § 4 
der Satzung der IBH zu. Die Bestimmung umfaßt jedenfalls al­
le gegenwärtigen und zukünftigen Aktionäre, da sie den Kreis 
der Personen, -die Aktien oder Zwischenscheine zeichnen oder 
erwerben und sich damit dem ordentlichen Gerichtsstand der 
Gesellschaft unterwerfen, nicht beschränkt..

Der Senat ist mit Rücksicht auf den körperschaftsrecht­
lichen Charakter der Satzungsbestimmung an die Auslegung des 
Berufungsgerichts nicht gebunden. Er ist insoweit frei und 
kann sie selbst vornehmen (BGHZ 9, 279, 281; 14, 25, 36; 27, 
297, 300; 116, 359, 364).

b) Satzungsbestiromungen, denen körperschaftsrechtliche 
Bedeutung zukommt, müssen nach objektiven Gesichtspunkten 
einheitlich aus sich heraus ausgelegt werden. Wortlaut, Sinn 
und Zweck der Regelung kommt dabei ebenso maßgebende Bedeu­
tung zu wie dem systematischen Bezug der Klausel zu anderen 
Satzungsvorschriften. Umstände, für die sich keine ausrei­
chenden Anhaltspunkte in der Satzung finden, können zur Aus­
legung grundsätzlich nicht herangezogen werden. Außerhalb 
der Satzung liegende Sachzusammenhänge können unter Umstän-
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den dann berücksichtigt werden, wenn deren Kenntnis bei den 
Mitgliedern und Organen allgemein vorausgesetzt werden kann 
(BGH, Urt. v* 24. Januar 1974--. II ZR 65/72, WM 1974, 372, 
373; Urt. v. 16. Februar 1981 - II ZR 89/79, WM 1981, 438; 
Urt. v. 20. Januar 1983 - II ZR 243/81, ZIP 1983, 297, 298; 
Urt. v. 25. September 1989 - II ZR 304/88, WM 1989, 1809, 
1810; BGHZ 63, 282, 290; 96, 245, 250; 116, 359, 366).

Berücksichtigt man diese Grundsätze bei der Auslegung 
des S 4 der Satzung der IBH, führt das zu folgendem Ergeb­
nis:

aa) Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts folgt 
nicht schon aus dem Wortlaut der Klausel, daß der Bereich 
der Rechtsstreitigkeiten der Aktionäre mit der Gesellschaft 
oder ihren Organen nicht auf gesellschaftsrechtliche Strei­
tigkeiten beschränkt ist. Zwar soll die Unterwerfung unter 
den ordentlichen Gerichtsstand der Gesellschaft für alle 
Streitigkeiten der Gesellschaft (oder ihrer Organe) mit den 
Aktionären gelten. Es ist jedoch zu berücksichtigen, daß 
diese Folge nur durch Zeichnung bzw. Erwerb von Aktien oder 
Zwischenscheinen, also nur dann eintreten soll, wenn jemand 
die Stellung als Mitglied der Gesellschaft mit den damit 
verbundenen Rechten und Pflichten erwirbt. Das läßt eher die 
Deutung geboten erscheinen, daß die Regelung alle Streitig­
keiten umfaßt, die in Entstehung und Fortbestand des Mit­
gliedschaftsverhältnisses ihren Ursprung haben. Darauf deu­
tet auch der Gebrauch des Wortes "Aktionär" hin. Die Klausel 
bestimmt nicht, daß sich "ein Gesellschaftsgläubiger" durch 
Zeichnung oder Erwerb von Aktien dem Gerichtsstand der Ge­
sellschaft unterwirft.
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Dafür spricht ferner, daß die Klausel in die Satzung der 
Gesellschaft aufgenommen worden ist, in der, soweit es um 
die Beziehungen zwischen Aktionären und Gesellschaft geht, 
entsprechend dem Sinn und Zweck der Satzung einer Kapitalge­
sellschaft üblicherweise nur das Mitgliedschaftsverhältnis 
einschließlich der sich daraus ergebenden Rechte und Pflich­
ten der Gesellschafter geregelt wird. Das trifft auch für 
die Satzung der 1BH zu, in der diese Regelungen in Teil V 
(Hauptversammlung) und, soweit es um die Wahl der Mitglieder 
des Aufsichtsrates durch die Hauptversammlung geht, in 
Teil IV (§§ 9, 10, 11, 14) enthalten sind.

In diese auf dem Mitgliedschaftsverhältnis der Aktionäre 
beruhenden Streitigkeiten mit der Gesellschaft werden mögli­
che Rechtsstreitigkeiten mit den Gesellschaftsorganen einbe­
zogen. Aus diesen Einzelheiten erschließen sich Sinn und 
Zweck des § 4 der Satzung, die gesellschaftsinternen, auf 
dem korporativen Rechtsverhältnis der Aktionäre zur Gesell­
schaft und ihren Organen beruhenden Rechtsstreitigkeiten an 
dem Sitz der Gesellschaft als einheitlichem Gerichtsstand 
der Mitgliedschaft zu konzentrieren (vgl, Ebenroth/Reiner, 
WUB VII B 1 Art. 17 EuGVÜ 1.93, S. 197).

Für die Auslegung der Klausel hat das Berufungsgericht 
die Tatsache berücksichtigt, daß zwischen einem großen Teil 
der Aktionäre und der IBH Rechtsbeziehungen schuldrechtli­
cher Art (Kauf-, Kredit- und Bürgschaftsverträge) bestanden 
haben. Derartige Vereinbarungen, deren Aufnahme in die Sat­
zung in Form von Nebenabreden denkbar und zulässig ist (vgl. 
Hüffer, AktG, 1993, § 23 Rdn. 4, 45 ff.; Eckärdt in Geß- 
ler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, AktG, § 23 Rdn. 23, 103 f.;
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enger Nirk/Brezing/Bächle, Handbuch der Aktiengesellschaft,
2. Au fl., Rdn. 47; Barz in GroßKomm. z. AktG, 3. Aufl. § 23 
Anm. 18), sind jedoch weder ausdrücklich in der Satzung auf­
geführt noch haben sie einen - wenn auch nur unvollkomme­
nen - Niederschlag darin gefunden. Allein die Tatsache, daß 
die Gerichtsstandsvereinbarung für "alle" Streitigkeiten 
zwischen Aktionären und der Gesellschaft und ihren Organen 
gelten soll, reicht dafür schon deswegen nicht aus, weil 
diese Regelung, wie bereits dargelegt, ersichtlich auf mit- 
gliedschaftsbezogene Streitigkeiten beschränkt ist. Die 
schuldrechtlichen Rechtsbeziehungen können demzufolge auch 
nicht der Auslegung der Gerichtsstandsklausel zugrunde ge­
legt werden.

bb) Weiter steht nach Ansicht des Berufungsgerichts ei­
ner Beschränkung der Klausel auf Rechtsstreitigkeiten der 
Gesellschaft mit ihren Aktionären aus dem Mitgliedschafts­
verhältnis der Umstand entgegen, daß sie sich auch auf die 
Beziehungen der Aktionäre zu den Gesellschaftsorganen er­
strecken soll. Da mitgliedschaftliche Rechte und Pflichten 
der Aktionäre ausschließlich im Verhältnis zur Gesellschaft 
bestünden und auch - gesellschaftsbezogene - Schadensersatz­
ansprüche gegen die Gesellschaftsorgane nur von der Gesell­
schaft geltend gemacht werden könnten, seien gesellSchafts- 
rechtliche Streitigkeiten zwischen Aktionären und Gesell­
schaft sorganen nicht denkbar. Die Erwähnung der Organe in 
der Gerichtsstandsvereinbarung zeige damit deutlich, daß die 
Klausel auch von gesellschaftsrechtlichen Beziehungen unab­
hängige RechtsStreitigkeiten umfassen solle. Diese Ausfüh­
rungen des Berufungsgerichts berücksichtigen nicht hinrei­
chend, daß in Rechtsprechung und Schrifttum unterschiedliche
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Ansichten zu der Frage vertreten werden, ob Gesellschaftsor­
ganen im Rahmen gesellschaftsrechtlicher Streitigkeiten 
{passive) Parteifähigkeit zukQmmen kann.

Der Senat hat in der "Holzmüller"-Entscheidung aller­
dings ausgeführt, der Aktionär, der sich gegen die Eigen­
mächtigkeit des Vorstandes zur Wehr setzen wolle, brauche 
sich nicht auf eine Klage gegen den Vorstand verweisen zu 
lassen, der zu den Gesellschaftern in keiner unmittelbaren 
Rechtsbeziehung stehe, sondern nur als Organ der Gesell­
schaft handle, so daß es Sache der Gesellschaft sei, durch 
ihre Organe Abhilfe zu schaffen (BGHZ 83, 122, 133 f.). Dar­
in ist vereinzelt keine Ablehnung der Passivlegitimation des 
Vorstandes, sondern die Einräumung einer Wahlmöglichkeit 
zwischen der Inanspruchnahme der Gesellschaft oder des Vor­
standes gesehen worden. Der Aktionär könne, müsse sich aber 
nicht an den Vorstand halten (Bork, ZIP 1990, 1037, 1042) .
Im Schrifttum (Hommelhoff, Die Konzernleitungspflicht, 1981, 
§ 19 III 2 Fn. 41/S. 469; ders. ZHR 143 (1979), S. 288, 305 
- m.w.N. z. AktG 1937 in Fn. 58 - und 310; Bork, ZIP 1990, 
1037, 1042; unter deliktsrechtlichem Aspekt auch Mertens,
FS Robert Fischer, 1979, S. 461, 470; nur unter der Voraus­
setzung einer erweiterten "actio pro socio" v. Gerkan,
ZGR 1988, 441, 448 f.; für Klagen des Aufsichtsrates vgl. 
Lutter, Information und Vertraulichkeit im Aufsichtsrat,
2. Auf1., § 5 II 1 c/S. 69; Bork, ZIP 1991, 137, 141; Bauer, 
Organklagen zwischen Vorstand und Aufsichtsrat der Aktienge­
sellschaft, 1986, S. 40 f., 65 f., 79 f.,.125 f.) und in der 
Rechtsprechung einiger Land- und Oberlandesgerichte 
(LG Stuttgart, AG 1979, 320; LG Bonn, AG 1987, 24; OLG ftam-
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burg, JZ 1981, 231, 232; OLG Köln, AG 19.87, 25) wird im üb­
rigen die Ansicht vertreten, die Gesellschafterklage sei ge­
gen das Organ Vorstand als Beklagten zu richten.

Ebenso wie die zwischen Aktionär und Gesellschaft 
rechtshängigen, auf dem Mitgliedschaftsverhältnis beruhenden 
Streitigkeiten sind nach den dargelegten Ansichten im 
Schrifttum infolgedessen derartige Rechtsstreitigkeiten auch 
zwischen Aktionären und Gesellschaftsorganen denkbar und 
werden, wie die Nachweise aus der Rechtsprechung ergeben, in 
der Praxis auch durchgeführt. Die Rechtslage zur - passi­
ven - Parteifähigkeit von Gesellschaftsorganen in gesell­
schaftsrechtlichen Streitigkeiten, denen eine Aktionärsklage 
zugrunde liegt, scheint damit nicht abschließend geklärt.
Der Unklarheit dieser Rechtslage, deren Einzelheiten den be­
troffenen Verkehrskreisen (gegenwärtige und künftige Aktio­
näre, Organe der Gesellschaft) allgemein zugänglich sind und 
deren Kenntnis daher bei ihnen allgemein vorausgesetzt wer­
den kann (vgl. BGHZ 63, 282, 290), ist bei der Auslegung der 
Gerichtsstandsklausel Rechnung zu tragen.

Eine Auslegung unter Einbeziehung dieses Umstandes er­
gibt, daß die Beteiligung eines Organs an einem gesell­
schaftsrechtlichen Rechtsstreit in der Rolle der (verklag- 

- ten) Partei nach der gegenwärtigen Rechtslage nicht ausge­
schlossen ist und demgemäß von S 4 der Satzung der IBH um­
faßt wird. Die Einbeziehung von Rechtsstreitigkeiten zwi­
schen Gesellschaftsorganen und Aktionären liefert daher ent­
gegen der Ansicht des Berufungsgerichts keinen Hinweis dar­
auf, daß die Klausel auch Streitigkeiten über außergesell­
schaftliche Rechtsverhältnisse regelt. Eine mangelnde Be-
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stimmtheit des Rechtsverhältnisses im Sinne des Art. 17 
Abs. 1 Satz 1 EuGVÜ ergibt sich unter diesem Gesichtspunkt 
somit nicht.

Eine andere Frage ist es, ob die Regelung der von dem 
Europäischen Gerichtshof in seinem Urteil geforderten Vor­
aussetzung entspricht, die Klausel müsse sich "auf eine 
künftige, aus dem Rechtsverhältnis zwischen der Gesellschaft 
und ihren Aktionären als solchen entspringende RechtsStrei­
tigkeit" beziehen. Das könnte dann Bedenken begegnen, wenn 
man - die Passivlegitimation des Gesellschaftsorgans unter­
stellt - als Entstehungsgrund des der Gesellschafterklage 
zugrundeliegenden Anspruchs nicht das mitgliedschaftliche 
Rechtsverhältnis der Aktionäre zur Gesellschaft, sondern ein 
eigenständiges, davon gelöstes Rechtsverhältnis ansieht. Das 
kann jedoch nicht angenommen werden. Der Grund dafür, den 
Aktionär für die Wahrnehmung seiner Gesellschafterrechte im 
Wege der gesetzlich nicht vorgesehenen Gesellschafterklage 
an den Vorstand als Organ der Gesellschaft zu verweisen, 
wird letztlich darin gesehen, daß sich aus der Kompetenz des 
Organs seine Rolle als Verpflichteter ergibt (vgl. Bork,
ZGR 1989, 1, 10 ff., 34, 36 f.; ders. ZIP 1991, 137, 141; 
Hommelhoff, ZHR 143 (1979), 289, 305). Aufbauend auf der Or­
ganparteifähigkeit wird darüber hinaus darauf verwiesen, dem 

n,Vorstand müsse die Möglichkeit versperrt werden, durch kom­
petenznegierende Maßnahmen vollendete Tatsachen zu schaffen, 
an denen die Hauptversammlung später nicht mehr Vorbeigehen 
könne (Hommelhoff, Die Konzernleitungspflicht aaO, S. 468 f. 
und Fn. 41; ders. ZHR 143 (1979), 288, 305, 310).
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Ist der Entstehungsgrund des mit der Aktionärsklage ver­
folgten Anspruchs in der Organzuständigkeit zu sehen, folgt 
daraus weiter, daß er auch in ,dem mitgliedschaftlichen 
Rechtsverhältnis des Aktionärs zur Gesellschaft begründet 
ist, weil das Organverhältnis Bestandteil des Rechtsverhält­
nisses zwischen Aktionär und Gesellschaft ist. Daraus folgt 
weiter, daß die Gesellschafterklage, auch wenn sie sich ge­
gen das Gesellschaftsorgan "Vorstand" richtet, eine aus dem 
Rechtsverhältnis zwischen der Gesellschaft und ihren Aktio­
nären als solchen entspringende Rechtsstreitigkeit dar­
stellt. Soweit sich daher die Gerichtsstandsklausel nicht 
nur auf Prozeßverfahren zwischen den Aktionären und der Ge­
sellschaft, sondern auch der Aktionäre gegen die Gesell­
schaftsorgane bezieht, entspricht sie den Anforderungen des 
Art. 17 Abs. 1 Satz 1 EuGVÖ in der Auslegung, die der Euro­
päische Gerichtshof dieser Bestimmung im Urteil vom 10. März 
1992 gegeben hat.
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III.

Nach alledem konnte das Berufungsurteil keinen Bestand 
haben. Es war aufzuheben. Die Berufung gegen das Urteil 
des Landgerichts Mainz war zurückzuweisen.

Boujong Röhricht Dr. Henze
Dr. Goette Dr. Greger
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